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AngeblicheWahlmissbräuchein Wien .ZudenAngriffenaufdemMagistrat
anlässlich der Durchführung der Wahlen ,die allerdings jeder Konkretisic
rung entbehren und nur ganz allgemein gehalten sind ,so dass eine Widerle

gungimEinzelfalle nicht möglichist ,musszur Informationderunbefan¬
genen Bevölkerungskreise folgendes mitgeteilt werden :

DieVerzeichnissederWahlberechtigtenfürdasJahr1927war
den unter Mitwirkung der Bevölkerung in der Weise angelegt ,dass der Ma- ¬

gistrat in jedesHauseineHauslistezustellenliess ,in dervomHausei-¬
gentümeroder seinem Stellvertreter sämtliche Wohnparteienzuverzeich - ¬
nenwaren .DieWohnparteienhatten ,soferne sie österreichischeBundes-

genützt .BeimMagistratlangtennämlich20. 101Aufnahmebegehrenund
174 15 . 099Ausscheidungsbegehrenein .Ausserdemwurden3082Richtigstel-¬ZweiteAusgabe

lungsbegehreneingebracht.VondiesenReklamationenwurden33. 472statt -¬
gegebenund1810wurdenabgewiesen.Diegegendie Abweisungeneinge-¬
brachten1569Berufungenwurdenin der vondenwahlwerbendenParteie
beschicktenBerufungskommissionenentschieden .Wasdie Durchführungder
Wahlselbst anlangt ,so mussdarauf verwiesenwerden ,dass injede :

1617
OrtswahlbehördeneinVertreterderchristlichsézialenParteider

sei es als Vorsitzender ,sei es als Beisitzer anwesendwar .Ueberdies
hattenanjedemWahllokaldie vondeneinzelnenParteiennamhaftge-¬
machtenWahlzeugenGelegenheit ,die GesetzmässigkeitdesWahlvorganges
zubeobachten.DieBehauptung,dasseinzelneWahhleitervonamtswegen
enthobenwerdenmussten ,ist vollkommenunrichtig .Nachdemin denWahl-
protokollen enthaltenen Aufzeichnungenwurdenin ganz Wien22Persomnbürgersindundvordem1 .Jänner1927daszwanzigsteLebensjahrerreicht

haben ,Wähleranlageblätterauszufüllen unddemHauseigentümerzuüber - ¬

geben .Ander Handder Hauslisteundder Wähleranlageblätterwurdevon
einemBeauftragtendesMagistratesimHauseselbstdieUeberprüfung
der Wahlberechtigtenjeder Person ,die ein Anlageblattausgefertigthat ,
vorgenommen.DieGrundlagefür die AnlegungdesWählerverzeichnisses
bildetendie überprüftenWähleranlageblätter .Umein möglistvollständi-¬
ges Wählerverzeichmiszu erreichen ,wurdedemGesetzentsprechendvordem
Beginndes Reklamationsverfahrensin jedemHausdurch AnschlageineVer- ¬

lautbarungdes Magistratesveranlasst ,die ausweist ,wievielePersonen
männlichenundwievieleweiblichenGeschlechtesinjederWohnungals
wahlberechtigtin demWählerverzeichniseingetragensind .Währendeiner
FristvonvierzehnTagen,beginnendvem1 .Februar,warendieWählrver
zeichnissezu jedermannsEinsichtaufgelegt .In dieser Zeitkonnten
mündlichederschriftlich Einwendungenerhobenwerden .NachAbschluss
lieses Reklamationsverfahrenswurdenalle demMagistratzur Kenntnisge-¬
kommenenTatsachen ,die für die GestaltungdesWählerverzeichnissesvon

Bedeutungsind ,wieUebersiedlungen,VerleihungderBundesbüßgerschaft,

beanständet ;hiebeiist abergar nicht festgestellt ,obin diesenFällen
böseAbsichtvorgelegenhat .InbreitenBevölkerungsschichtenbesteht
eben noch die Meinung ,dass ein am Erscheinen verhinderter Wählersich

nurcheinennahenFamilienangehörigenvertretenlassenkann.

EinsprüchegegendasWahlergebnis,NachderGemeindewahlordnungkann
gegendas ziffernmässige Ergebnisder Wahlbinnenacht Tagennachder
Wahlein Einsprucherhobenwerden .AmletztenTagderFrist sindnun
vier Einsprücheeingelangt .DieseEinsprüchelassen jedes konkreteVor-¬
bringenvermissen .EswurdeaberdieUeberprüfungdesziffermmässigen
Wahlergebnissesverlangt .DieseUeberprüfungwurdesofortangeordnet.
EswerdendurchBeamtedesMagistratsdiebeidenWahlaktenbefindli
chenStimmzettelnachgezähltundmitdenEintragungenin denvonden

WahlkommissionenaufgehemmenenundvonsämtlichenMitgliedernderWahl

kommissionanunterschriebehenWahlprotokollenverglichen .Gegendiesen
VorganghabennunheuteStadtratKunschakundGemeinderatZimmerlbei
BürgermeisterSeitz protestiert Sie begründetenihrenProtestdamit
dass diese Aufgabeder Stadtwahlbehördezufalle undmicht demMagistratTodesfälle ,Wohnungsveränderungen,Abstrafung ,zumAnlassderVormerkung

genommen ,so dass die vomEndeder Reklamationsfrist bis zumBeginndes
neuerlichmit15 .MärzeinsetzendenEinspruchverfahrensvorgefallenen
UmständeinderWählerlisteberücksichtigtwurden.Auchvordemzweiten
Reklamationsverfahrenwurdenneuerlich die erwähntenHauskundmachungen

angeschlagen,umdenWahlberechtigtenwiederdieMöglichkeitzugeben,
sich vonihrer EintragungimWählerverzeichniszu überzeugen .Ueberdies
hatten die wahlwerbenden Parteien Abschriften der Wählerverzeichnisse

schen lange vor der Wahlin Händenund konntenso ,da dieWählerver-¬

zeichniesenachHäuserngeordnetangelegtsind ,dieRichtigkeitauchpar-¬
teimässigüberprüfen .DesgleichenwurdendieErgebnissedesEinspruchs-¬
und Berufungsverfahrens den wahlwerbendenParteien ausgefolgt undaus - ¬

serdemdie WahlberechtigtendurchwiederholteZeitungsnotizenaufdas
Reklamationsverfahrenaufmerksamgemacht .DerMagistrathat alsonichts
unversuchtgelassen ,jedemWahlberechtigtensein Wahlrechtzusichern .
WenntrotzallerdieserMassnahmenderVorwurferhobenwird,dassnicht

alle Wahlberechtigten aufgenommenwordensind ,so ist demgegenüber
festzustellen ,dass zwhlreiche Fersonen schen im Jänner 1927 trotz der

lichenAufforderungeinWähleranlageblattüberhauptnichtodernur
unvollständigausgefüllt haben .Schliesslich habensie es auchunterlas -¬
sen ,imEinspruchsweg(Reklamationsverfahren)zudemihnenzweimaldie
Möglichkeitgebotenwar ,ihreEintragungin dasWählerverzeichniszu
begehren.EswurdeübrigensdasReklamationsverfahrenentsprechendaus-

DerBürgermeisterzogderVerhandlungdenMagistratsdirektorDr .Hartl
bei ,derdieAufklärunggab ,dasssichdieUeberprüfungalseinevor-¬
bereitendeHandlungdarstellt ,dieselbstverständlichnichtdieStadt-¬
wahlbehörde ,die ja ein Kollegiumist ,vornehmenkann ,sonderndiewis
alle anderen Vorbereitungen für die Beschlussfassung vomMagistrat

durchgeführtwird ,Ueberdieshandeltes sichumrund270. 000Stimmzet:
tel ,derenZählungnur voneiner grösserenZahlvonBeamtendurchge-¬
führtwerdenkönne.Schliesslichschreibtder§19derNationalrats
wahlordnung ,der gemäss§ 6 der Gemeindewahlordnungauch für dieGemen

dewahlengilt ,ausdrücklich vor ,dass die Wahlbehördenals Körperschaf

ihre Tätigkeitauf allgemeinegrundsätzlicheundwichtigeVerfügngen
und Entscheidungen zu beschränken haben ;alle anderen Arbeiten sind

durch den Wahlleiter und seine Organezu besorgen .Auf Grunddieser ge¬

setzlichenBestimmungenerklärtederBürgermeister,dasser dasVor-¬
gehendesMagistratsfürvollkommengesetzmässighalteunddeshalb
keineVeranlassunghabe ,es zuinhibieren.
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